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Elektronische Offenlegung des Jahresabschlusses per 
30.9.2023

Frist für Vorsteuerrückerstattung aus EU-Mitgliedstaaten 
für das Jahr 2022

Steuertermine für Herabsetzungsanträge und Anspruchs-
verzinsung

nur Steuerberater:innen und Wirtschaftsprüfer:innen, sondern 
auch ua Bilanzbuchhalter:innen, Selbständige Buchhalter:innen, 
Rechtsanwält:innen, Notar:innen sowie vertretungsbefugte 
Organwalter:innen des Unternehmens vornehmen. Mit der
elektronischen Einreichung sind Gebühren verbunden. Bei nicht 
ordnungsgemäßer und somit auch bei verspäteter Einreichung 
drohen automationsunterstützt verhängte Zwangsstrafen.

Die Strafen bei verspäteter Einreichung betreffen die Gesell-
schaft und die Geschäftsführung/Vorstand selbst. Beginnend 
bei 700 € für jede Geschäftsführer:in/Vorstand kommt es 
bei kleinen Kapitalgesellschaften alle zwei Monate wieder zu 
einer Strafe von 700 €, wenn der Jahresabschluss weiterhin 
nicht eingereicht wird. Organe von mittelgroßen Kapitalge-
sellschaften müssen 2.100 € zahlen und Organe von großen 
Kapitalgesellschaften sogar 4.200 €.

Während der herausfordernden Corona-Zeit war die Frist für die Offenlegung von Jahresabschlüssen von 9 auf 12 
Monate verlängert worden. Diese Übergangsbestimmung ist ausgelaufen, sodass die Offenlegung wieder binnen 9 
Monaten nach dem Bilanzstichtag zu erfolgen hat. Für die große Masse der Kapitalgesellschaften, bei denen der 
Bilanzstichtag der 31.12. ist, muss daher die Offenlegung bis zum 30.9.2023 erfolgen. Die Offenlegung erfolgt durch 
elektronische Einreichung beim Firmenbuch, wobei die Daten in strukturierter Form - in der Regel als XML-Datei - 
via FinanzOnline übermittelt werden. Für große Aktiengesellschaften muss seit 1.7.2023 die Veröffentlichung auf der 
„elektronischen Verlautbarungs- und Informationsplattform des Bundes (EVI)“ erfolgen, da mit der Einstellung des 
Amtsblattes der Wiener Zeitung die bisher dafür vorgesehene Veröffentlichung weggefallen ist.

Von der verpflichtenden elektronischen Einreichung sind Kapitalgesellschaften und verdeckte Kapitalgesellschaften (insbesondere 
GmbH & Co KG) betroffen, bei denen die Erlöse in den letzten zwölf Monaten vor dem Bilanzstichtag 70.000 €  überschritten 
haben. Bei entsprechenden Umsätzen unter 70.000 € ist auch eine Einreichung in Papierform möglich. Keine Offenlegungspflicht 
besteht für Einzelunternehmer:innen und „normale“ Personengesellschaften.  Die  Einreichung  des Jahresabschlusses  dürfen  nicht
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Frist für Vorsteuerrückerstattung aus EU-Mitgliedstaaten 
für das Jahr 2022
Am 30.9.2023 endet die Frist für österreichische Unterneh-
mer:innen, die Vorsteuern des Jahres 2022 in den EU-Mitglied-
staaten zurückholen wollen. Dabei handelt es sich um eine 
sogenannte Fallfrist – Anträge, die nicht oder nicht vollständig 
bis zum Ende der Frist eingelangt sind, werden abgelehnt. Die 
Anträge sind dabei elektronisch über FinanzOnline einzurei-
chen. Die österreichische Finanzverwaltung prüft den Antrag 
auf Vollständigkeit und Zulässigkeit und leitet diesen an den 
zuständigen Mitgliedstaat weiter. Eine Vorlage der Original- 
belege (bzw Kopien davon) ist im elektronischen Verfahren 
nicht vorgesehen, außer das erstattende Land fordert dies 
gesondert an. Die einzelnen EU-Mitgliedstaaten können ab 
einem Rechnungsbetrag von 1.000 € (bei Kraftstoffrechnungen 
ab 250 €) die Vorlage von Rechnungskopien verlangen.

Die Bearbeitung des Antrags ist vom Erstattungsstaat grds 
innerhalb von vier Monaten durchzuführen. Bei einer Anfor-
derung von zusätzlichen Informationen verlängert sich dieser 
Zeitraum auf bis zu acht Monate. Der Erstattungszeitraum 
muss grundsätzlich mindestens drei Monate und maximal ein 
Kalenderjahr umfassen – weniger als drei Monate dürfen nur 
beantragt werden, wenn es sich um den Rest eines Kalen- 
derjahres (zB November und Dezember) handelt. Neben dem 
Erstattungszeitraum sind auch noch davon abhängige Mindest-
erstattungsbeträge zu beachten. Bei einem Kalenderjahr gelten 
50 € und bei drei Monaten 400 € als Mindestbeträge. Wenn-
gleich Frist und Antragsmodus für alle EU-Mitgliedstaaten 
gleich sind, ist zu beachten, dass regelmäßig von Land zu Land 
unterschiedliche steuerliche Bestimmungen hinsichtlich Art 
und Ausmaß der Vorsteuerrückerstattung vorliegen können. 
Beschränkungen betreffen dabei regelmäßig ua Verpflegungs- 
und Bewirtungsaufwendungen, Repräsentationskosten, PKW- 
Aufwendungen usw.

In der Praxis hat sich gezeigt, dass die ausländischen Behör- 
den manchmal beglaubigte Übersetzungen von Rechnungen 
und Verträgen verlangen und deshalb immer die Höhe der 
zu erstattenden Summe im Auge behalten werden sollte. 
Schwierigkeiten können auch vereinzelt bei der rechtzeitigen 
(elektronischen) Zustellung von Ergänzungsersuchen bzw 
Bescheiden auftreten.

Steuertermine für Herabsetzungsanträge und Anspruchs-
verzinsung
Wie jedes Jahr gilt es grundsätzlich, folgende Fristen zum 
30.9.2023 bzw ab 1.10.2023 zu beachten:
Bis spätestens 30.9.2023 können noch Herabsetzungsanträge 
für die Vorauszahlungen 2023 für Einkommen- und Körper-
schaftsteuer beim zuständigen Finanzamt gestellt werden. 
Wesentliche Bestandteile eines Antrags sind die schlüssige 
Begründung der gewünschten Herabsetzung der Vorauszah-
lung sowie eine Prognoserechnung, in der das voraussichtliche 
Einkommen nachgewiesen werden kann. Um eine Nachzah-
lung im Zuge der Veranlagung 2023 oder Anspruchszinsen zu 
vermeiden, sollte die Prognoserechnung jedenfalls realistisch 
gestaltet sein.

Stichwort Anspruchszinsen: mit 1.10.2023 beginnen für die 
zu diesem Zeitpunkt noch nicht bescheidmäßig veranlagten 
ESt- oder KSt-Ansprüche des Veranlagungsjahres 2022 An-
spruchszinsen zu laufen. Da der Basiszinssatz aktuell 3,38% 
beträgt, beläuft sich der Anspruchszinssatz auf 5,38%. Be-
kanntermaßen ist er mit 2% über dem Basiszinssatz fest-
gesetzt. Die Anspruchsverzinsung gleicht Zinsvorteile bzw 
Zinsnachteile aus, welche durch die spätere Bezahlung der 
Nachforderung bzw durch das spätere Wirksamwerden der 
Gutschrift in Abhängigkeit von dem Zeitpunkt der Steuerfest-
setzung entstehen.

Der Problematik der Nachforderungszinsen (negative An- 
spruchsverzinsung) kann regelmäßig dadurch entgangen 
werden, indem vor dem 1. Oktober (2023) eine Anzahlung an 
das Finanzamt in Höhe der erwarteten Nachzahlung geleistet 
wird. Wurde dies bislang verabsäumt, so tritt trotzdem keine 
Belastung ein, solange die Nachforderungszinsen 50 € nicht 
übersteigen. Im Übrigen können Anspruchszinsen maximal für 
einen Zeitraum von 48 Monaten festgesetzt werden – Rele- 
vanz hat dies zB wenn ein mehrjähriges Beschwerdeverfahren
sein, welche nicht steuerpflichtig sind. Schließlich ist noch zu 
beachten, dass durch (zu) hohe Vorauszahlungen keine Zinsen 
lukriert werden können, da Guthaben wie Rückstände auf dem 
Abgabenkonto von der Verzinsung ausgenommen sind.
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